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Studie zu offenen Daten in Kommunen

Die Chancen überwiegen die Risiken
Wie hilfreich offene Daten sein können, zeigte sich gleich zu Beginn der Corona-Pandemie: Viele BürgerInnen bekamen 
Informationen zur aktuellen Gefährdungslage direkt von ihrer Stadt, dem Kreis oder der Gemeinde. Eine Studie zeigt: Zwar 
sind gerade für kleinere Kommunen die Hürden zur Bereitstellung offener Daten groß – doch gibt es praktische Lösungen.

	> Tobias Bürger, Annegret Hoch und Henrik Scheller

Ob bei der Entwicklung Künstlicher In-
telligenz (KI), im Wettbewerb von Un-
ternehmen oder bei Entscheidungen in 
der öffentlichen Verwaltung: Offene Da-
ten – Open Data –, die ohne Einschrän-
kungen genutzt, wiederverwendet und 
verteilt werden können, versprechen, 
viele gesellschaftliche Probleme zu lö-
sen. Einige Vorreiterkommunen haben 
sich diesem Grundsatz bereits seit ei-
niger Zeit verschrieben. Wie aber ist es 
um die Städte, Kreise und Gemeinden 
insgesamt bestellt? Um ein genaueres 
Bild zu bekommen, haben die Bertels-
mann Stiftung und das Deutsche Institut 
für Urbanistik (Difu) 212 Kommunen 
mit mehr als 10.000 EinwohnerInnen 
zu Herausforderungen, Hürden und Un-
terstützungsbedarfen bei der Umsetzung 
von Open Data befragt.1 

Was ist der Mehrwert ?
Vom kommunalen Finanzhaushalt über 
die Standpunkte von Wifi-Hotspots bis 
hin zu Mobilitätsdaten – offene Daten 
helfen BürgerInnen, Wissenschaftle-
rInnen, JournalistInnen, aber auch der 
Verwaltung selbst. Rund drei Viertel 
der Befragten sehen einen Mehrwert 
im verbesserten Austausch zwischen 
den Ämtern. Denn sind die Daten ein-
mal veröffentlicht, können sie sowohl 
von den eigenen Verwaltungsmitarbei-
terInnen als auch von BürgerInnen ver-
wendet werden. So lässt sich auf man-
che E-Mail an die KollegInnen oder 
Bürgeranfrage schneller reagieren, weil 
die Daten bereits in einem maschinen-
lesbaren und standardisierten Format 
vorliegen. 

Nur ein Drittel stellen  
schon Daten bereit
Offene Daten werden allerdings erst von 
rund einem Drittel der befragten Kom-
munen bereitgestellt. Ungefähr ein wei-
teres Viertel plant das erst. Knapp 50 
Prozent der Befragten sehen in Open 
Data eher Chancen und fast alle befür-
worten die politischen Bemühungen, of-
fene Daten verstärkt zur Verfügung zu 
stellen.

Der Aufbau der nötigen Infrastruktur be-
trifft die Kommunalverwaltung als Gan-
zes. Mehr als die Hälfte der Befragten 
hat bereits begonnen, Prozesse, Struk-
turen und Verantwortlichkeiten im Um-
gang mit offenen Daten zu definieren. 
Dabei hilft insbesondere der Austausch 
mit anderen Kommunen, um gute Bei-
spiel für die eigene Praxis zu eruieren 
und Potenziale für die Bereitstellung 
weiterer Daten auszumachen. In rund 
der Hälfte der Kommunen, die schon 
offene Daten zur Verfügung stellen, tun 
die Fachbereiche dies proaktiv nach ei-
genem Ermessen. Rund ein Drittel orien-
tiert sich bei der Datenbereitstellung di-
rekt an den Bedürfnissen ihrer Zielgrup-
pen, wenn beispielsweise BürgerInnen 
Umweltdaten zur Luftqualität oder zum 
kommunalen Haushalt anfragen. 

Kommunen, die bisher noch keine of-
fenen Daten bereitstellen, führen als 
Gründe den fehlenden gesetzlichen Auf-
trag sowie mangelnde personelle Res-
sourcen und fehlende Kompetenzen an. 
Auch sind datenschutzrechtliche Beden-

ken und die Sorge vor Missbrauch hem-
mende Faktoren. Insgesamt zeigt sich, 
dass größere Städte häufiger als kleinere 
Kommunen Open Data nutzen.

Welche Unterstützung 
ist gewünscht?
Was benötigen Kommunen also, um 
Open Data umzusetzen? Über 90 Pro-
zent der befragten Daten-ExpertInnen 
wünschen sich bei dem Thema mehr in-
terkommunale Zusammenarbeit, prakti-
sche Handreichungen und Leitfäden. Ei-
nen solchen Leitfaden hat die Bertels-
mann-Stiftung kürzlich veröffentlicht. 
Darin werden die wichtigsten Fragen 
rund um die Einführung von Open Data 
beantwortet.2 

Weiter wünschen sich 87 Prozent der 
Kommunen mit bis zu 20.000 Einwoh-
nerInnen und 90 Prozent der Kommunen 
bis 50.000 EinwohnerInnen ein über-
regionales Open-Data-Portal. Die Län-
der Nordrhein-Westfalen und Schles-
wig-Holstein machen es vor. Open.NRW 
ermöglicht es Kommunen seit kurzem, 
dort selber Daten einzustellen. In Schles-
wig-Holstein sind neben der Landesver-
waltung zurzeit nur Datensätze von Pi-
lotkommunen öffentlich. Kein eigenes 
Datenportal zu betreiben bedeutet auch, 
keine mit speziellen Datenkompeten-
zen ausgestatteten MitarbeiterInnen be-
schäftigen zu müssen. Weniger Aufwand 
und weniger Kosten: Gerade für kleinere 
Kommunen entfallen damit Hürden.

Schließlich wünschen sich die Kommu-
nen umfangreiche Unterstützung: daten-
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schutzrechtliche sowie technische Be-
ratung – und vor allem eine finanzielle 
Förderung.

Jetzt Handeln!
Eine offene Datenbereitstellung ist Teil 
der fortschreitenden Digitalisierung der 
öffentlichen Verwaltung. Städte und Ge-
meinden befinden sich in einem um-
fassenden Transformationsprozess, der 
auch durch gesetzliche Vorgaben voran-
getrieben wird. So verpflichtet das On-
line-Zugangs-Gesetz (OZG) Bund, Län-
der und Kommunen dazu, bis spätestens 
2022 ihre Verwaltungsleistungen elek-
tronisch anzubieten. Zeitlich noch nä-
her liegt die nationale Umsetzung der 
europäischen Public-Sector-Informati-
on-Richtlinie (PSI) bis Mitte 2021. 

Kommunen benötigen für die Datenbe-
reitstellung rechtliche Sicherheit. Die 
Umsetzung der PSI-Richtlinie in natio-
nales Recht wird hier als bundesweit ver-
bindlicher Rahmen fungieren. Sie könnte 
wichtige Weichen dafür stellen, welche 
Daten auf der kommunalen Ebene veröf-
fentlicht werden sollten, wie Haftungsri-
siken geregelt oder ob und wann Gebüh-
ren geltend gemacht werden können. 

Die Implementierung der PSI-Richtli-
nie wird vor allem kleinere und finanz-
schwache Kommunen vor große Heraus-
forderungen stellen. Gerade sie benöti-
gen deshalb finanzielle und personelle 
Unterstützung. Von den jeweiligen Lan-
desregierungen getragene Anschubfi-
nanzierungen und weitere Fördermodel-
le sind nötig, damit die Digitalisierung 
in den Kommunen nicht den wachsen-
den Haushaltsengpässen infolge der Co-
rona-Pandemie zum Opfer fällt.

Ein Wandel in der  
Organisationskultur steht an
Gleichzeitig können Kommunen sich ei-
nem Wandel in der Organisationskultur 
nicht mehr verschließen. Open Data ist 
für die Verwaltung ein Querschnittsthema, 
an dem prinzipiell viele Akteure teilha-
ben sollten. Die Stadt- und Verwaltungs-
spitze sollte die Umsetzung von Open 
Data deshalb mit Engagement verfolgen, 
aktiv in die Verwaltung und Bürgerschaft 

kommunizieren und in eine umfassende 
Datenstrategie integrieren, um innovative 
Lösungen zu entwickeln und die digitale 
Daseinsvorsorge vor Ort zu stärken.
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Mehr zum Thema Digitalisierung im Schwer-
punkt der AKP 4/2020: „Kommune digital“.
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